
Kurz gefasst 

Beschäftigung 
robust im 
Konjunkturverlauf 
Schon seit der Nachkriegszeit sind 
Arbeitskräfte in Liechtenstein knapp. 
So war der starke Beschäftigungszu-
wachs in den letzten Jahrzehnten nur 
durch Zupendelnde möglich. Gleich-
zeitig ist die liechtensteinische Ar-
beitslosenquote im internationalen 
Vergleich anhaltend tief geblieben. 
Betrachtet man die konjunkturelle 
Abhängigkeit der Beschäftigung – 
sprich den kurzfristigen Einfluss von 
BIP-Schwankungen – statistisch mit 
Regressionsmodellen, so können 
weitere liechtensteinische Besonder-
heiten dokumentiert werden. 

Zwar waren die Schwankungen des 
realen BIP in Liechtenstein im interna-
tionalen Vergleich in den letzten zwei 
Jahrzehnten zwar sehr hoch, die 
Beschäftigungsreaktion auf BIP-Ände-
rungen aber nur unterdurchschnittlich 
ausgeprägt. Zudem hat der kurzfristi-
ge konjunkturelle Zusammenhang 
zwischen beiden Grössen während der 
letzten beiden Jahrzehnte tendenziell 
abgenommen; ein Phänomen, wel-
ches auch in anderen hochentwickel-
ten Volkswirtschaften spürbar ist. In 
der internationalen Forschung wird 
diese Entkopplung insbesondere mit 
ansteigender Knappheit von Fachper-
sonal erklärt, welche für Unterneh-
men die Anreize für konjunkturell 
bedingte Entlassungen senkt, weil es 
schwierig ist, in Boomzeiten wieder 
Personal zu finden. 

Die Arbeitskräfteknappheit, welche in 
Liechtenstein schon länger als anders-
wo feststellbar ist, bietet eine Erklä-
rung dafür, warum die konjunkturelle 
Sensitivität der Beschäftigung insge-
samt tiefer ist und schon früher tief 
war. Zudem hat Liechtensteins Wirt-
schaft eine relativ hohe Reservenaus-
stattung, welche es eher ermöglicht, 
in schlechten Zeiten Personal «hor-
ten» zu können. Die Nachfrage nach 
qualifizierten Arbeitskräften in Liech-
tenstein hat sich im letzten Jahrzehnt 
noch akzentuiert, weil in der Industrie 
der Bedarf an Personal für Head-
Quarter- und Forschungsfunktionen 
überproportional zugenommen hat 
und diese Tätigkeiten üblicherweise 
weniger konjunktursensitiv sind als 
beispielsweise in der Produktion. Der 
erhöhte Bedarf an hochqualifiziertem 
Personal am Finanzplatz im Zuge der 
Weissgeldstrategie und anderen 
strukturellen Anpassungen verstärkte 
diesen Effekt zusätzlich. 

Auch in der Coronapandemie war  
der liechtensteinische Arbeitsmarkt 
relativ robust. So ist es sogar 2020 zu 
einem (leichten) Beschäftigungsan-
stieg gekommen. Dieser Umstand war 
auch auf die Möglichkeit der Kurzar-
beit zurückzuführen, die meisten 
Unternehmen haben diese aber nur 
kurz in Anspruch genommen. Man 
kann in den Daten zwar eine kurzfris-
tige Zunahme der generellen konjunk-
turellen Abhängigkeit der Beschäfti-
gung Liechtensteins während Corona 
beobachten, es kann aber davon 
ausgegangen werden, dass diese nur 
vorübergehender Natur sein wird.

Andreas Brunhart 
Ökonom am Liechtenstein-Institut
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Meinung

Gastkommentar 

Es braucht zwei für einen Vertrag 
Der einseitige Verhandlungsabbruch beim institu-
tionellen Rahmenabkommen (InstA) durch den 
Bundesrat ohne überzeugenden Plan B hat er-
staunt. Gerade die Ostschweiz als Teil der länder-
übergreifenden Bodensee-Rheintal-Region ist 
stark in den internationalen Waren- und Perso-
nenverkehr eingebunden. Die hiesigen Unterneh-
men erwirtschaften im Aussenhandel fast zwei 
von drei Franken im europäischen Binnenmarkt.  

Was in der Schweizer Öffentlichkeit weitgehend 
unbekannt ist, aber der Leserschaft hier wohl allzu 
bewusst: Auch in Liechtenstein werden die Folgen 
des InstA-Scheiterns spürbar werden. Wie Georges 
Baur, Research Fellow am Liechtenstein-Institut in 
einem Beitrag unlängst darlegte, ist das Fürsten-
tum aufgrund seiner zweifachen Beziehung (Zoll-
union mit der Schweiz/EWR-Mitgliedschaft) von 
Störungen im Verhältnis zwischen der Schweiz und 
der EU spürbar betroffen. In der Wirtschaftsregion 
Bodensee-Rheintal ist mit zweifachen Schwierig-
keiten zu rechnen: Es leiden die Rechtssicherheit 
und der reibungslose Grenzverkehr.  

Dass dies aus Schweizer Sicht nicht wirklich 
Erwähnung findet, überrascht indes kaum. 
Schliesslich ging es in der gesamten Europa-De-
batte der vergangenen Jahre primär darum, was 
die Schweiz will – oder vor allem nicht will. Dass 
die EU ihr Verhandlungsmandat auf die Regeln 
des gemeinsamen Binnenmarkts abstützte und 
entsprechend verfolgte, damit scheint sich nie-
mand befassen zu wollen.  

«Wir wollen nicht weniger Europa, sondern mehr 
Europa. Aber eben auch ganz entschieden an-
ders», heisst es entsprechend von den Sozialdemo-
kraten in der Schweiz. Als ob die politische Agenda 
der EU in der Schweiz entschieden würde. «Es soll 
so weitergehen wie bisher, plus Verhandlungen, 
wie wir es auch mit anderen Staaten machen», 

antwortet Nationalrätin Martullo-Blocher von der 
SVP auf die Frage, was der Plan B gegenüber der 
EU sei. «Brüssel» habe kein Verständnis für das 
Schweizer Polit-System, lautete ein Hauptargu-
ment der Rahmenabkommen-Gegnerschaft. 
Vielleicht müsste man sich zunächst den Spiegel 
vorhalten: Hat die Schweiz denn Verständnis für 
ihre Nachbarländer und Handelspartner?  

Fakt ist: Die EU-Kommission macht der Schweiz 
seit Jahren deutlich, dass der Status quo in den 
Beziehungen Schweiz-EU keine mögliche Alterna-
tive ist und sie weitere Verhandlungen im Interes-
se der Schweiz von einem institutionellen Rah-
men abhängig macht. Diese Position wird von den 
Mitgliedstaaten so einstimmig unterstützt, dass es 
die Schweiz im Rat noch knapp unter Varia auf die 
Sitzungsagenda schafft. Will die Schweiz ihren 
selektiven Zugang zum europäischen Binnen-

markt aufrechterhalten, so wird sie dessen Regeln 
de jure akzeptieren müssen: Die EU wird ihr 
Verhandlungsmandat mit der Schweiz auch 
künftig eng am Recht und den Grundfreiheiten 
des Binnenmarkts ausrichten – eine «Denkpause» 
ändert daran nichts. 

Die Erosion der bilateralen Verträge – sprich: 
deren auslaufende Gültigkeit – wird sich wohl erst 
im Verlauf der nächsten Jahre deutlich spürbar 
machen, auch wenn erste Probleme im Rechtsver-
hältnis bereits vorhanden sind. Insofern ist die 
Schweiz in Europa noch nicht ganz die Insel, als 
die sie von den Liechtensteiner Karikaturisten 
bereits dargestellt wird. Das entsprechende Insel-
Denken scheint dagegen in der Schweizer Politik 
schon heute weit verbreitet. Kein Wunder, steht 
man nach dem Verhandlungsabbruch ohne über-
zeugenden Plan B da. 

Die Schweiz wird nicht untergehen, fürwahr. Doch 
will die Schweiz den für viele Wirtschaftszweige 
präferierten Marktzugang zu Europa erhalten, ist 
eine mentale Öffnung angesagt. Man muss der EU 
ja nicht gleich beitreten, um ein gewisses Ver-
ständnis für ihre Position zu entwickeln. Dasselbe 
erwartet die Schweiz bekanntlich von den euro-
päischen Staaten auch: Verständnis für die Anlie-
gen der Gegenseite. Eventuell befindet sich die 
Erwartungshaltung der Schweizer Politik dann 
beim nächsten Anlauf auch im Bereich des Mach-
baren. Denn bekanntlich braucht es für einen 
Vertragsabschluss immer zwei Parteien.   
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«Man muss der EU ja 
nicht gleich beitreten, 
um ein gewisses 
Verständnis für ihre 
Position zu 
entwickeln.»

Markus Bänziger, 
Industrie- und Handelskammer  
St. Gallen-Appenzell 
 

Markus Bänziger 
Direktor der IHK

Vor fünf Jahren: Gescheiterter Putsch

Am 15. Juli 2016 putschten Teile des türkischen Militärs gegen den Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan. 
250 Menschen starben, mehr als 2000 wurden verletzt, Zehntausende wurden verhaftet und mehr als  
100 000 Menschen aus dem Staatsdienst entlassen. Bild: Keystone


